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Bebauungsplan Nr. 27 der Gemeinde Holm 
 
 
Teil B – Textliche Festsetzungen  
 
In Ergänzung der Planzeichnung (Planteil A) wird folgendes festgesetzt: 
 
1. Festsetzungen gemäß BauGB 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.1 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 BauGB)  
 
Die Höhe der baulichen Anlagen (FH) (§ 18 Abs. 1 BauNVO) ergibt sich durch die 
Differenz zwischen dem Bezugspunkt und dem höchsten Punkt der Dachhaut (First). 
 
Die Höhenbezugspunkte ergeben sich aus dem Planteil A. Der Höhenbezugspunkt 1 
ist für die Wohngebiete anzuwenden, der Höhenbezugspunkt 2 für das Mischgebiet. 
 
Die jeweilige Endhöhe des Erdgeschoss-Fertigfußbodens darf diesen Bezugspunkt 
um bis zu 50 cm überschreiten. 
 
Die Firsthöhe der zulässigen baulichen Anlagen bemisst sich nach den 
Festsetzungen im Planteil A. 
 
1.2 Grundstückszufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
Die genaue Position der Grundstückszufahrten ist variabel und im Rahmen der 
Erschließungsplanung der einzelnen Grundstücke festzulegen. 
 
1.3 Öffentliche Parkplätze (§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
Die in der Planzeichnung festgelegten öffentlichen Parkplätze, Baumstandorte und 
Bereiche ohne Ein- und Ausfahrten in der Planstraße können für die Anlage der 
Grundstückszufahrten um bis zu 5,00 m in beide Richtungen verschoben werden. 
Die Anzahl der Parkplätze darf nicht verringert werden. Die Festlegung des 
Bereiches ohne Ein- und Ausfahrten ist an die Lage der Parkplätze gebunden. 
 
1.4 Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 
 
Die Anzahl der Wohneinheiten wird je Gebäude auf maximal 2 beschränkt. Für 
Doppelhäuser wird die Zahl der Wohneinheiten auf eine pro Haushälfte beschränkt. 
Dies gilt auch bei Realteilung des Grundeigentums. 
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2. Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) – Schallschutzmaßnahmen und Schutz vor 
Lichtimmissionen 
 

1. Schlafräume, Wohnräume, Büroräume etc. sind innerhalb der ausgewiesenen 
Lärmpegelbereiche entsprechend ihrer Nutzung bei Neubaumaßnahmen / 
wesentlichen Änderungen so auszuführen, dass die erforderlichen resultierenden 
bewerteten Schalldämm-Maße von Tabelle 8 der DIN 4109 eingehalten werden. Die 
folgende Tabelle enthält einen Auszug aus der Tabelle 8 der DIN 4109 mit den in 
Frage kommenden Lärmpegelbereichen. 
 

Lärmpegelbereich Maßgeblicher  
Außenlärmpegel 

Bettenräume in  
Krankenstationen 
und Sanatorien 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen, 
Übernachtungsräume 
in 
Beherbergungsstätten, 
Unterrichtsräume und 
ähnliches 

Büroräume 
und ähnliches 

 dB(A) erf. R’w,res des Außenlärms 
II 56 bis 60 35 30 30 
III 61 bis 65 40 35 30 
IV 66 bis 70 40 40 35 
V 71 bis 75 50 45 40 

 
2. Schlafräume und Kinderzimmer sollten bei Neubaumaßnahmen / wesentlichen 

Änderungen auf den lärmabgewandten Gebäudeseiten angeordnet werden. Ist dies 
nicht möglich, so sind ab Beurteilungspegeln > 45 dB(A) nachts aktive 
schallgedämmte Lüftungseinrichtungen erforderlich, sofern der notwendige 
hygienische Luftwechsel nicht anderweitig gewährleistet werden kann. 
 

3. Für die lärmabgewandten Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
entsprechend Punkt 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener 
Bebauung um5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. bei Innenhöfen um 
10 dB(A) gemindert werden. 

4. Wird durch ergänzende Schalluntersuchungen für konkrete Planvorhaben 
nachgewiesen, dass sich der maßgebliche Außenlärmpegel vor Gebäudeseiten und 
Dachflächen von schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109 infolge der 
Abschirmung durch vorgelagerte Baukörper vermindert, so kann von den 
Festsetzungen in den Punkten 2 und 3 abgewichen werden. 

5. In den lärmvorbelasteten Bereichen sind die zu nutzenden Außenwohnbereiche auf 
die straßenabgewandten Seiten der jeweiligen Gebäude zu legen. Die 
Außenwohnbereiche auf den straßenzugewandten Seiten sind ggf. durch eine 
lärmabschirmende Grundrissgestaltung der Wohngebäude, durch die Stellung von 
Nebenanlagen und Garagen und/oder durch massive Einfriedungen der 
Freibereiche* mit einer Mindesthöhe von 2,0 über GOK vor den einwirkenden 
Verkehrsgeräuschen zu schützen. 

*Anmerkung zur massiven Einfriedung der Freibereiche: Die massive 
Einfriedung kann aus einem Erdwall oder aus einer Schallschutzwand 
bestehen. Eine Schallschutzwand sollte den schalltechnischen Anforderungen 
ZTV-Lsw06 (zusätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für 
die Ausführung von Lärmschutzwänden an Straßen) -Güteüberwachung- 
entsprechen. Die Funktionalität der Wand ist ggf. durch ein Prüfzeugnis eines 
anerkannten Materialprüfinstitutes zu belegen. Die Luftschalldämmung DLR 
der Wand muss mindestens 24 dB betragen. 
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3. Festsetzungen gemäß BauNVO 
 
3.1 Unzulässige Nutzungen 
 
3.1.1 Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO sind folgende, in § 4 Abs. 3 BauNVO innerhalb der 
Wohngebiete als ausnahmsweise zulässig vorgesehene Nutzungen unzulässig: 
 
Gartenbaubetriebe 
Tankstellen 
 
3.1.2 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind folgende, in § 6 Abs. 2 BauNVO innerhalb des 
Mischgebietes als allgemein zulässig vorgesehene Nutzungen unzulässig: 
 
Gartenbaubetriebe 
Tankstellen 
Vergnügungsstätten 
 
3.2 In den Wohngebieten sind entlang der Planstraßen Garagen und PKW-
Stellplätze in einem Abstand von weniger als 1,50 m von der Grundstücksgrenze 
unzulässig (§ 23 Abs. 5 BauNVO).  
 
3.3 Pro Grundstück ist nur eine Grundstückszufahrt mit einer Breite von maximal 4 m 
zulässig. Gemeinsame Zufahrten von Doppelhaus-Grundstücken sind mit einer 
Breite von maximal 4 m zulässig (§ 23 Abs. 5 BauNVO). 
 
 
4. Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 84 LBO 
Schleswig-Holstein 
 
4.1 Reflektierende, selbstleuchtende, blinkende und sich bewegende Werbeträger 
sind im gesamten Plangeltungsbereich unzulässig. Ausgenommen von diesen 
Festsetzungen sind Bauschilder während der Bauphase. Im allgemeinen Wohngebiet 
ist außerdem die Größe von Werbeanlagen auf 40 x 60 cm beschränkt. Sie dürfen 
nur am Ort der Leistung aufgestellt oder angebracht werden bis zu einer Höhe von 
1,50 m – gemessen bis zur Oberkante der Werbeablage – angebracht werden. 
 
4.2 Im Plangeltungsbereich sind für jede Wohneinheit auf dem jeweiligen 
Baugrundstück mindestens 2 Stellplätze herzustellen und dauerhaft zu erhalten. Auf 
gewerblich genutzten Grundstücken oder Grundstücksteilen ist zusätzlich pro 
Mitarbeiter des jeweiligen Unternehmens mindestens 1 Stellplatz herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten. Die Mindestanzahl an Stellplätzen für gewerbliche 
Grundstücke oder Grundstücksteile beträgt 2 Stellplätze. 
 
4.3 Im Plangeltungsbereich sind Dachneigungen von weniger als 20° unzulässig. 
Untergeordnete Dachteile (bis 20% der Fläche des Hauptdaches) oder Dächer von 
Nebenanlagen sind bereits ab 0° zulässig. Der Bau von Tonnendächern ist 
unzulässig.  
 
 
 
 
 
 
 
 



Stand: 08. September 2017 21. November 

 
5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB) 
 
Pflanzlisten: 
 
Straßenbäume: 
 
Carpinus betulus festigiata Hainbuche 
Crataegus laevigata Rotdorn 
Liquidambar stryciflua Amberbaum 
Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere 
 
Die Pflanzgröße soll 16/18 cm Stammdurchmesser betragen. Die Pflanzfläche soll 12 
m² nicht unterschreiten und nicht überfahrbar gestaltet werden. 
 
Um eine zu starke Einengung des Straßenraums zu verhindern, werden Sorten mit 
schmalem Wuchs vorgegeben. Es ist darauf zu achten, dass die zu pflanzenden 
Bäume Leitungstrassen nicht beeinträchtigen. 
 
 
Hinweise: 
 
Artenschutz: 
Brutvögel: Nach § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG ist die Rodung von Gehölzen (Bäumen 
und Sträuchern) nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28./29. Februar des 
Folgejahres zulässig. 
 
Fledermäuse: Für Gebäudeabrisse und Gehölzrodungen außerhalb des Zeitraumes 
vom 1. Dezember bis zum 28./29. Februar des jeweiligen Folgejahres ist eine 
fachkundige Einschätzung zur Eignung der Gebäude und Gehölze als Tagesversteck 
für Fledermäuse einzuholen. 
 
Lichtemissionen: zum Schutz nachaktiver Tiere, insbesondere Insekten, sollte als 
Straßenbeleuchtung und als Außenbeleuchtung der Gebäude LED-Beleuchtung mit 
warm-weißer Lichtfarbe (˂ 3.000 K) gewählt werden. Die Leuchtkörper sollte das 
Licht nach unten abstrahlen, nicht in Richtung freier Landschaft. 
 
Wasserschutzgebiet: 
Der Plangeltungsbereich befindet sich innerhalb der Zone IIIA des 
Wasserschutzgebietes Haseldorfer Marsch. 
 


